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4. Wählen mit Wahlschein
Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 34 Nordsachsen 1 
durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum (Wahlbezirk) dieses Wahl-
kreises oder durch Briefwahl teilnehmen. 

5. Antrag auf Ausstellung eines Wahlscheines
Einen Wahlschein erhält auf Antrag
5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter,
5.2  ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter,
 a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf 

Aufnahme in das Wählerverzeichnis nach § 16 Abs. 1 Landeswahlordnung  
(11. August 2019) oder die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach  
§ 19 Abs. 1 Landeswahlordnung (bis zum 16. August 2019) versäumt hat,

 b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf dieser 
Fristen entstanden ist oder

 c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden ist 
und die Feststellung erst nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur 
Kenntnis der Stadt Delitzsch gelangt ist.

Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberech- 
tigten bis zum 30. August 2019 (2. Tag vor der Wahl) 16:00 Uhr, bei der Stadt 
Delitzsch, Markt 3 in 04509 Delitzsch mündlich, schriftlich oder elektronisch 
beantragt werden.
Der Antrag ist bei postalischer Übersendung an die Stadt Delitzsch in einem 
frankierten Umschlag aufzugeben. Eine Beantragung durch Vorsprache im 
Briefwahlbüro ist ab dem 12. August 2019 zu folgenden Öffnungszeiten eben-
falls möglich:
Montag 8:30 - 15:30 Uhr
Dienstag 8:30 - 18:00 Uhr
Mittwoch 8:30 - 15:30 Uhr
Donnerstag 8:30 - 15:30 Uhr
Freitag 8:30 - 12:00 Uhr, 
 zusätzlich am 30. August 2019, 12:00 - 16:00 Uhr
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlrau-
mes nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, 
kann der Antrag noch bis zum Wahltag, 13:00 Uhr, bei der Stadt Delitzsch, 
Markt 3, gestellt werden. Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt. Versi-
chert ein Wahlberechtigter jedoch glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahl-
schein nicht zugegangen ist, kann ihm bis zum Tag vor der Wahl (31. August 
2019), 12:00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den 
vorstehend unter Nr. 5.2 Buchstabe a) bis c) angegebenen Gründen den Antrag 
auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum Wahltag, 13:00 Uhr, stellen. 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftli-
chen Vollmacht nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. Ein Wahlberechtigter 
mit Behinderungen kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen 
Person bedienen.

6. Unterlagen für die Wahl mit Wahlschein
Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte
– einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
– einen amtlichen grünen Wahlumschlag,
– einen amtlichen, mit der Anschrift an die der Wahlbrief zurückzusenden ist 

versehenen gelben Wahlbriefumschlag und
– ein Merkblatt für die Briefwahl.
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist 
nur möglich, wenn die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmäch-
tigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Stadt 
Delitzsch vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf 
Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen.
Bei der Briefwahl muss jeder Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel im 
Stimmzettelumschlag und dem Wahlschein so rechtzeitig an die Stadt Delitzsch 

absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltag bis 16.00 Uhr  
eingeht. Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgege-
ben werden.

Datenschutzrechtliche Hinweise
1. Wurde ein Antrag auf Eintragung ins Wählerverzeichnis gestellt oder Ein-
spruch gegen die Richtigkeit oder Vollständigkeit des Wählerverzeichnisses 
eingelegt, so werden die in diesem Zusammenhang angegebenen, personen-
bezogenen Daten zur Bearbeitung des Antrages bzw. des Einspruchs verarbei-
tet, § 16 und § 19 der Landeswahlordnung. 
Wurde ein Antrag auf Erteilung eines Wahlscheins gestellt oder wurde eine 
Vollmacht für die Beantragung eines Wahlscheines und/oder für die Abholung 
des Wahlscheins mit Briefwahlunterlagen ausgestellt, so werden die in diesem 
Zusammenhang angegebenen personenbezogenen Daten zur Bearbeitung des 
Antrages beziehungsweise zur Prüfung der Bevollmächtigung verarbeitet, § 17 
Absatz 2 des Sächsischen Wahlgesetzes, §§ 22 bis 24 der Landeswahlordnung. 
Die Angaben im Rahmen der Erklärung des Bevollmächtigten, dass er nicht 
mehr als vier Wahlberechtigte bei der Empfangnahme vertritt, dienen dazu, die 
Berechtigung des Bevollmächtigten für die Beantragung eines Wahlscheins 
bzw. die Berechtigung für den Empfang des Wahlscheins und der Briefwahl-
unterlagen zu prüfen, § 23 Abs. 1 Satz 6, § 24 Abs. 6 der Landeswahlordnung.
Die Gemeinde führt Verzeichnisse über erteilte Wahlscheine, § 24 Abs. 7 der 
Landeswahlordnung, ein Verzeichnis über für ungültig erklärte Wahlscheine, 
§ 24 Abs. 8 Satz 1 Landeswahlordnung, sowie ein Verzeichnis über die Bevoll-
mächtigten und die ausgehändigten Wahlscheine, § 24 Abs. 6 Satz 4 Landes-
wahlordnung.
2. Der Wähler ist nicht verpflichtet, die personenbezogenen Daten bereit-
zustellen. Eine Bearbeitung des Antrages auf Eintragung in das Wählerver-
zeichnis, des Einspruchs gegen das Wählerverzeichnis und des Antrages auf 
Erteilung eines Wahlscheins sowie die Erteilung bzw. Aushändigung des Wahl-
scheins und der Briefwahlunterlagen an einen Bevollmächtigten ist ohne die 
Angaben nicht möglich.
3. Verantwortlich für die Verarbeitung der angegebenen personenbezogenen 
Daten ist die Stadt Delitzsch. Die Kontaktdaten der behördlichen Datenschutz-
beauftragten sind: Große Kreisstadt Delitzsch, Behördlicher Datenschutz, 
Markt 3, 04509 Delitzsch, Markt 3; E-Mail: datenschutz@delitzsch.de.
4. Im Falle einer Beschwerde gegen die Versagung der Eintragung ins Wähler-
verzeichnis, gegen die Ablehnung des Einspruchs gegen das Wählverzeichnis 
oder gegen die Versagung des Wahlscheins ist Empfänger der personenbe-
zogenen Daten der Kreiswahlleiter (Postanschrift: Landratsamt Nordsachsen, 
Schlossstr. 27, 04860 Torgau).
5. Die Frist für die Speicherung der im Zusammenhang mit der Führung des 
Wählerverzeichnisses, der Verzeichnisse über erteilte Wahlscheine, des Ver-
zeichnisses über für ungültig erklärten Wahlscheine und des Verzeichnisses 
der Bevollmächtigten und die ausgehändigten Wahlscheine verarbeiteten per-
sonenbezogenen Daten richtet sich nach § 78 Abs. 3 der Landeswahlordnung: 
Wählerverzeichnisse, Wahlscheinverzeichnisse, Verzeichnisse über für ungültig 
erklärte Wahlscheine und Verzeichnisse der Bevollmächtigten sind nach Ablauf 
von sechs Monaten seit der Wahl zu vernichten, wenn nicht der Landeswahl-
leiter mit Rücksicht auf ein schwebendes Wahlprüfungsverfahren etwas an-
deres anordnet oder sie für die Strafverfolgungsbehörde zur Ermittlung einer 
Wahlstraftat von Bedeutung sein können.
6. Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen stehen dem Wähler/Bürger 
folgende Rechte zu:
– Recht auf Auskunft über die ihn betreffenden personenbezogenen Daten (§ 2  

Abs. 4 Sächsisches Datenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 15 Daten-
schutz-Grundverordnung)

– Recht auf Berichtigung die ihn betreffenden unrichtigen personenbezogenen  
Daten (§ 2 Abs. 4 Sächsisches Datenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 16 
Datenschutz-Grundverordnung)

– Recht auf Löschung personenbezogener Daten (§ 2 Abs. 4 Sächsisches Da-
tenschutzdurchführungsgesetz, Art. 17 Datenschutz-Grundverordnung)
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– Recht auf Einschränkung der Verarbeitung personenbezogener Daten (§ 2  
Abs. 4 Sächsisches Datenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 18 Daten-
schutz-Grundverordnung)

Einschränkungen ergeben sich aus den wahlrechtlichen Vorschriften, ins-
besondere durch die Vorschriften über das Recht auf Einsichtnahme in das 
Wählerverzeichnis und den Erhalt einer Kopie, § 17 Abs. 1 des Sächsischen 
Wahlgesetzes in Verbindung mit § 18 Abs. 2 und 3 der Landeswahlordnung, 
durch die Vorschriften über den Einspruch und die Beschwerde gegen das 
Wählerverzeichnis, § 19 der Landeswahlordnung.
7. Ist der Wähler/Bürger der Ansicht, dass die Verarbeitung der ihn betref-
fenden personenbezogenen Daten nicht rechtmäßig erfolgt, kann er seine 

Beschwerde an den Sächsischen Datenschutzbeauftragten (Postanschrift:  
Sächsischer Datenschutzbeauftragter, Postfach 12 00 16, 01001 Dresden; 
E-Mail: saechsdsb@slt.sachsen.de) richten.

Delitzsch, 10. Juli 2019

Dr. Wilde
Oberbürgermeister

Friedensrichterin/Friedensrichter für die Stadt Delitzsch gesucht
Die Große Kreisstadt Delitzsch sucht eine Friedensrichterin oder einen Frie-
densrichter für die Besetzung der Schiedsstelle der Stadt Delitzsch und ihrer 
Ortsteile sowie einen Stellvertreter für dieses Ehrenamt. Dieses Ehrenamt 
können Einwohner übernehmen, die Interesse an einer solchen Aufgabe ha-
ben. Sie sollen mindestens 30 und höchstens 70 Jahre alt sein und sich von 
ihrer Persönlichkeit und ihren Fähigkeiten für diese ehrenamtliche Tätigkeit 
eignen, vertrauenswürdig und verschwiegen, besonnen, rechtsinteressiert 
und finanzverständig sein.
Ausschlussgründe für eine Übernahme dieses Ehrenamtes sind gem. § 4 Abs. 2  
des Gesetzes über die Schiedsstellen in den Gemeinden des Freistaates Sach-
sen und über die Anerkennung von Gütestellen im Sinne des § 794 Abs. 1 
Nr. 1 der Zivilprozessordnung (Sächsisches Schieds- und Gütestellengesetz –  
SächsSchiedsGütStG): 
1. eine Zulassung als Rechtsanwalt oder Bestellung als Notar;
2. die geschäftsmäßige Ausübung der Besorgung fremder Rechtsangelegen-

heiten;
3. die Ausübung des Amtes eines Berufsrichters oder Staatsanwalts oder das 

Tätigsein als Polizei- oder Justizbediensteter.
Friedensrichter kann nicht sein, wer die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter nicht besitzt oder durch gerichtliche Anordnungen in der Verfügung 
über sein Vermögen beschränkt ist.
Friedensrichter soll nicht sein, wer
1. bei Beginn der Amtsperiode das 30. Lebensjahr noch nicht oder das 70. Le- 

bensjahr schon vollendet haben wird;
2. nicht in dem Bezirk der Schiedsstelle wohnt;
3. gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder der Rechtsstaatlichkeit ver-

stoßen hat, insbesondere die im Internationalen Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte vom 19. Dezember 1966 gewährleisteten Menschen-
rechte oder die in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte vom  
10. Dezember 1948 enthaltenen Grundsätze verletzt hat oder

4. für das frühere Ministerium für Staatssicherheit oder das Amt für natio- 
nale Sicherheit tätig war.

Bei ehemaligen Mitarbeitern oder Angehörigen in herausgehobener Funk-
tion von Parteien und Massenorganisationen, der bewaffneten Organe und 
Kampfgruppen sowie sonstiger staatlicher oder gemeindlicher Dienststellen 
oder Betriebe der ehemaligen DDR, insbesondere bei Abteilungsleitern der 
Ministerien und Räten der Bezirke, Mitgliedern der SED-Bezirks- und Kreislei-

tungen, Mitgliedern der Räte der Bezirke, Absolventen zentraler Parteischu-
len, politischen Funktionsträgern in den bewaffneten Organen und Kampf-
gruppen, Botschaftern und Leitern anderer diplomatischer Vertretungen und 
Handelsvertretungen sowie bei Mitgliedern der Bezirks- und Kreiseinsatzlei-
tungen wird vermutet, dass sie die als Friedensrichter erforderliche Eignung 
nicht besitzen. Diese Vermutung kann widerlegt werden.
Die Aufgabe der Friedensrichterin oder des Friedensrichters besteht darin, 
außerhalb eines Gerichtsverfahrens kleinere Meinungsverschiedenheiten 
und Streitigkeiten zu schlichten oder Sühneversuche durchzuführen. Die 
Aufgabenpalette der Schlichtungsthemen reicht dabei von Nachbarschafts-
streitigkeiten bis hin zu Körperverletzung, Hausfriedensbruch, Beleidigung 
oder Sachbeschädigung.
Die Friedensrichterin bzw. der Friedensrichter wird für eine Amtszeit von  
fünf Jahren vom Stadtrat gewählt. Eine Wiederwahl ist möglich. Insgesamt ist  
das Stadtgebiet in einen Bezirk eingeteilt. Wer in diesem Bezirk wohnt und  
Interesse an der Aufgabe hat, wird gebeten, sich schriftlich bis zum 30. Au- 
gust 2019 beim Amt für Recht und Städtische Beteiligungen / Sachgebiet 
Widersprüche / Versicherungen /Ortsrecht / Wahlen Markt 3, 04509 Delitzsch 
zu bewerben. Das Bewerbungsformular im Anhang kann verwendet werden.
Nähere Auskünfte über das Amt der Friedensrichterin oder des Friedensrich-
ters erhalten interessierte Einwohner unter der Rufnummer 034202 67212. 
Für Interessierte bietet die Stadtverwaltung zunächst einen unverbindlichen 
Besprechungstermin nach näherer Absprache an.

Hinweis zur Datenverarbeitung: Die Verarbeitung der Bewerberdaten (u. a.  
Namen, Anschrift, Geburtsdatum, eventuell beruflicher oder persönlicher 
Werdegang und Angaben von ehrenamtlicher Tätigkeit) erfolgt auf der 
Grundlage der §§ 4, 6 des SächsSchiedsGütG. Die auf dieser gesetzlichen 
Grundlage erhobenen Angaben für die Wahl im Stadtrat sind Voraussetzung 
für die Prüfung der Bewerbung.

Delitzsch, den 4. Juli 2019

Dr. Wilde
Oberbürgermeister

Aktuelle Nachrichten finden Sie außerdem 
auf der Internetseite www.delitzsch.de.


